
Man darf nun aber nicht denken, daß das leicht ist. 
Es hat sehr vieler, harter Diskussionen, und es hat vor 
allem der prinzipiellen Auseinandersetzung mit reaktio­
nären Kräften und Anscljauungen bedurft, um eine solche 
einigermaßen befriedigende Arbeit des Blocks zu erreichen. 
Weil der Dresdner Kreisvorstand der SED von vornherein 
eine im allgemeinen richtige Einstellung zur Blockpolitik 
hatte, war die Arbeit im Block von den ersten Zusammen­
künften an darauf gerichtet, die fortschrittlichen demokra­
tischen Kräfte zu unterstützen und mit ihnen gemeinsam 
den Kampf gegen reaktionäre Elemente zu führen. Wie sich 
das ausgewirkt hat, soll an einigen Beispielen erläutert 
werden.

Im August 1947 wurden in der Stadt Flugblätter gegen 
Bürgermeister Gruhler (LDP) verteilt, in denen ihm nach­
gewiesen wurde, daß er sich für belastete Pg einsetzte und 
zum Schaden der Stadt und unserer demokratischen Ord­
nung arbeitete. Diese Frage wurde im Blöde sehr ausgiebig 
und sehr ausführlich behandelt, wobei durch Blockbeschluß 
eindeutig festgestellt wurde, daß die Handlungsweise des 
Bürgermeisters Gruhler den Eindruck einer Renazifizierung 
erwecke. Anfang 1948 traten neue Erscheinungen, vor allen 
Dingen in Reden Bürgermeister Gruhlers zutage, die wir 
benutzten, um im Block seine Absetzung zu verlangen. Das 
ist dann auch durch einstimmigen Blockbeschluß erfolgt.

Es gab eine Reihe Vertreter der LDP und CDU, die bei 
den verschiedensten Gelegenheiten, sowohl im Block wie 
in der Stadtverordnetenversammlung als auch in der Öffent­
lichkeit, als Reaktionäre und Antidemokraten auftraten, 
damit die Blockarbeit erschwerten und die in der Stadt 
Dresden vorhandenen reaktionären Elemente förderten. So 
hatten sie es zuwege gebracht, daß im Januar 1947 die LDP- 
und CDU-Fraktionen gegen die Hinzuziehung von VerL 
tretern des FDGB in den Bau- und Verkehrsausschuß stimm­
ten. So erklärte im Aufträge der LDP-Fraktion der Stadt­
verordnete Hörmann eine städtische Gründung im Gast­
stätten- und Hotelwesen als einen „Konzern mit monopoli­
stischen Bestrebungen". So hatte der Stadtverordnete Hert- 
ziger, Kreisvorsitzender der CDU, die CDU-Fraktion auf­
gefordert, im Mai 1948 gegen einen städtischen Zuschuß an 
den DFD zu stimmen. Auf seine Veranlassung stimmte die 
CDU auch gegen die Einrichtung vön Kindervollheimen. Im 
Juni 1948 stimmte die CDU gegen den Wohnungsentzug für 
bestrafte Schieber und Schwarzhändler. Als im Juli 1948 
der DFD den Antrag stellte, einen Vertreter in den Woh­
nungsausschuß zu erhalten, lehnten das der Vorsitzende 
der LDP-Stadtverordnetenfraktion, Schwärig, und der Vor­
sitzende der CDU-Stadtverordnetenfraktion, Mager, ab. Auf 
deren Veranlassung hin hatte die bürgerliche Mehrheit den 
DFD-Antrag zu Fall gebracht. Als im September 1948 der 
DFD erneut diesen Antrag stellte, unterstützt durch Resolu­
tionen von Hunderten von Frauenversammlungen gegen die 
reaktionäre Haltung der LDP- und CDU-Vertreter, haben 
Schwärig und Mager wieder veranlaßt, daß der Antrag ab­
gelehnt wurde. Dieser selbe Herr Schwärig erdreistete sich 
sogar Anfang Oktober, zu versuchen, die Abgabe einer 
Erklärung der SED zu dieser antidemokratischen Haltung 
zu verhindern. Am 7. Oktober lehnten auf Veranlassung 
dieser Herren LDP und CDU die Aufnahme der VVN in den 
Wohnungsausschuß ab. Außerdem wurde abgelehnt, daß in 
den Ausschüssen gewählte Nichtstadtverordnete als Be­
richterstatter vor dem Plenum auftreten können.

Alle diese Fälle wurden benutzt, um im Block und in der 
ganzen Bevölkerung darüber zu diskutieren. So wurde der 
Antrag des DFD, die Stellungnahme der bürgerlichen Par­
teien und die Stellungnahme der SED durch ein Flugblatt 
des Kreisvorstandes des DFD allen Frauen in der Stadt 
Dresden bekanntgegeben mit der Aufforderung, sich das 
nicht gefallen zu lassen. Am 28. Oktober fand eine Kon- * 
ferenz der Kreisvorstände aller Massenorganisationen statt, 
in der zu diesem antidemokratischen Verhalten der LDP- 
und CDU-Fraktion in der Frage der Hinzuziehung der Mas­
senorganisationen in die Ausschüsse, veranlaßt durch einige
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reaktionäre Kräfte, Stellung genommen und deren Entfer­
nung verlangt wurde. Zugleich wurden die Forderungen der 
Massenorganisationen noch einmal formuliert und an den 
Stadtverordnetenvorstand zur Behandlung in der Stadtver­
ordnetenversammlung eingereidit. Trotz dieser Resolution 
der Massenorganisationen, trotz der Hunderte von Resolu­
tionen stimmten LDP und CDU, veranlaßt durch die Herren 
Schwärig und Mager, gegen die Forderung der Massen­
organisationen, und die CDU-Fraktion, veranlaßt durch 
Mager, stimmte gegen die Hinzuziehung eines Vertreters 
der VVN in den Wohnungsausschuß.

Alle diese Vorgänge zeigten uns als Partei, daß, wenn 
die Blockarbeit in Zukunft auf eine gesunde Basis gestellt 
werden soll, jetzt die Auseinandersetzung mit den reak­
tionären Kräften innerhalb der bürgerlichen Parteien sofort 
begonnen werden mußte. Angesichts der wachsenden Em­
pörung in der Stadt gegen dieses antidemokratische Ver­
halten einiger Leute kam es dann nach tagelangen Diskus­
sionen im Block zu einer Reihe entscheidender Maßnahmen, 
die in einer Erklärung des Blocks am 9. Dezember 1948 der 
Stadtverordnetenversammlung bekanntgegeben wurden.

In dieser einstimmig angenommenen Blockerklärung 
wurde das Verhalten der reaktionären Quertreiber ver­
urteilt und ihr Ausscheiden aus ihren öffentlichen Funk­
tionen mitgeteilt.

Mit dieser vom B l o c k  a n g e n o m m e n e n  u n d  
v o n  d e r  S t a d t v e r o r d n e t e n v e r s a m m l u n g  
e i n s t i m m i g  b e s t ä t i g t e n  E r k l ä r u n g  wurde 
mit einem Schlage die Situation geklärt und allen sonstigen 
in der Stadt vorhandenen reaktionären Kräften in aller 
Eindeutigkeit gezeigt, daß die E i n h e i t  d e r  d e m o ­
k r a t i s c h e n  K r ä f t e  n i c h t  g e s p a l t e n  w e r d e n  
k a n n .

Es muß hinzugefügt werden, daß bereits im Juni 1948 
der Stadtrat Müller von der CDU auf Grund eines Block­
beschlusses wegen seiner antisowjetischen und antidemo­
kratischen Haltung und Meinung von seinem Amte zurück­
gezogen wurde. Auf Grund der Diskussionen im Block 
mußte zuerst der Kreisvorsitzende der CDU in Dresden, 
Schmidt, von seinem Amte zurücktreten und schließlich 
auch sein Nachfolger Hertziger.

Nachdem also diese gründliche Klärung im Block erfolgt 
war, wurden in der Stadtverordnetenversammlung die For­
derungen der Massenorganisationen hinsichtlich ihrer Mit­
arbeit an den Aufgaben der Stadtverwaltung und der Stadt­
verordnetenversammlung einstimmig angenommen. Diese 
Klärung beschränkte sich aber nicht nur auf den Block, 
sondern einige Wochen später fand eine g e m e i n s a m e  v  
F u n k t i o n ä r v e r s a m m l u n g  a l l e r  P a r t e i e n  
u n d  O r g a n i s a t i o n  en statt, in der die Grundsätze 
der Blockarbeit behandelt und die Lösung aller gemeinsam 
vor uns stehenden Aufgaben beraten wurden. In einer Ent­
schließung wurden die Aufgaben des Blocks festgelegt und 
zugleich auch die vorher erwähnten Maßnahmen bestätigt.

Alle diese Auseinandersetzungen mit reaktionären Kräf­
ten, insbesondere die letzte vom Jahre 1948, haben wesent­
lich zu einer guten Zusammenarbeit im Block in der Stadt 
Dresden beigetragen. Weil unsere Partei eine richtige 
Blockpolitik durchführte, konnte bei den Auseinander­
setzungen um Professor Hickmann herum und in der Stadt 
Dresden schnell, gründlich und richtig gehandelt werden.
Es war also in Dresden leichter, sowohl in der CDU wie im *
Block, die große Gefahr des Hickmannschen Kurses auf­
zuzeigen. Das war zweifellos auch die Ursache, warum dm 
Landkreis Dresden einige reaktionäre Kräfte der CDU sehr 
schnell aus ihren Ämtern und Positionen entfernt werden 
konnten.

Durch eine richtige und klare Haltung unserer Partei 
und ihrer Arbeit im Block erfahren die fortschrittlichen 
Kräfte eine Unterstützung, und die Einheit der demokra­
tischen Kräfte im Block und in der Nationalen Front wird 
gefestigt und gestärkt.
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